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Freitag den 2 . Zuli 1920 94 . Iahraam,

Ein Brief aus Moskau.
Wir gebe» im folgende» einen Brief des Korrespon¬

dent -» der Zeilschrist „Ostexport" aus Moskau wieder.
Der Brief ist in Heft 12 der genannten Zeitschrift ab
gedruckt. Er enthält eine Fülle aktuellen Materials
und ist >auch deshalb besonders interessant, weil er erst

. vo: einem Monat geschrieben ist.
U. (Schluß.)

Moskau, Mitte Mai 1920.
Nachdem die Bolschewisten anfangs jeden Privathandel

unterdrückt und selbst die kleinsten Geschäfte naturalisiert
hatten, um jede Spekulation zu unterbinden , haben sie jetzt
unter dem Namen „Kustarny-Magazin " (Heimarbeitsladen)
den Betrieb von kleinen Läden zulassen müssen. Dabei
drücken die Bolschewisten nicht ein, sondern mehrere Augen
zu, wenn in der Auslage dieser Läden anstatt Heimarbeit
Luxusgegenstände französischer und deutscher Herkunft und
überhaupt Waren aller Art ausgestellt sind. Die Großzügig¬
keit der Bolschewisten geht soweit, daß sie sogar ihren eigenen
Sowjetinstituten , die doch früher die Spekulationen mit To¬
desstrafe bekämpft haben, gestattet, in diesen Läden Waren
zu den Preisen des freien Handels, also zu den höchsten
Spekulationspreisen zu kaufen. Man hat einaesehen, daß die
Durchführung des Monopols unmöglich ist, daß man zu
den offizielle» Höchstpreisen nichts bekommen kann, und man
gibt nach.

Außer diesen Läden existieren in Moskau und Peters¬
burg fast auf jedem größeren Platz dis sogenannten Sucha-
rewkas, eine Ansammlung von Jahrmarktsbuden , wo man
natürlich zu Spekulationspreisen alles bekommt, was man
früher in den Läden sah, angefangen von Möbeln bis zu
den teuersten Brillanten und Perlen und allen Lebensmitteln.
Die Sucharewka in Moskau selbst, die früher einen Platz
von l km einnahm, zieht sich heute etwa 5 km durch die
Straßen ; sie beginnt am Karetny Sadowaja und geht bis zur
roten Pforte , wobei als sehr originell die sogenannte Bour¬
geoisie-Reihe zu verzeichnen ist, in der die Bürger ihre letzte
Habe zum Verkauf bringen. Diese Reihe handelt ausschließ
lich mit ihrem persönlichen Luxuseigenium, Perlen , Brillan¬
ten, Uhren, Wäsche, seidenen Kleidern, Strümpfen , Stiefeln,
Ballschuhen usw. Die Besitzer verkaufen snccessive ihre letzten
Sachen, um nur dem Hungertode zu entgehen. Bezeichnend
für die Art der Käufer ist,' daß man für ein Grammophon
60000 Rubel bezahlt, für ein Klavier oder für einen guten
Flügel jedoch nnr 30000 Rubel , denn das Grammophon
kann jeder spielen.

Die Sowjetregierung hat eingesehen, daß die Industrie
mit den bisherigen Prinzipien nicht betriebsfähig zu machen
ist und hat daher ans dem letzten Kongreß die Leitung der
Unternehmungen den kommunistischen Betriebsräten entzogen,
und, wie in ulte» Zeiten, in die Hände einzelner sachver¬
ständiger Direktoren gelegt; dadurch hofft man die Industrie
wieder zu heben. Besonders interessant ist dabei, daß, nach¬
dem dieser Beschluß bereits veröffentlicht war , die Spitzen der
Sowjetregierung sich noch nicht darüber einig waren, ivie
weit diese Einzelleitung die Sowjetpolitik bezw. die Bolsche-
wistenherrschaftgefährden könne; aber es wurde betont, daß
man keine andere Wahl habe, weil man sich in einer Not¬
lage befinde.

Das Gros der Bevölkerung ist, nachdem man sämtliche
Geschäfte nationalisiert hat, bei den Sowjetbehörden angestellt.
Jeder Arbeiter und Angestellte gilt als mobilisiert, er kakln
keinesfalls seine Stellung auf Wunsch aufgeben. Sein Ge¬
hall beträgt zwischen 2400 und 4200 Rubel pro Monat.
Diese Summe ist unter den jetzigen Verhältnissen in Rußland
natürlich lächerlich und jedermann ist auf die sogenannte
Staatsration angewiesen, die er in seiner Arbeitsstätte gratis
erhält. Diese besteht aus Hirsesuppe ohne Fleisch, uns Hirse¬
brei, abwechselnd mit Linsen und roten Rüben, und etwa
ein halbes Pfund Schwarzbrot täglich In vielen Behörden
ist es eingeführt, daß die Angestellten am Schluß des Monats
ein Pfund Mehl auf Karten erhalten, seltener etwas Fleisch
und Butter . Wären die Rationen nicht, so würde man nie
mand bereit finden, für die Bolschewisten Dienste zu tun.
Denn bei einem Gehalt von durchschnittlich 3000 Rubel ist
selbst der bescheidenste Mensch nicht in der Lage, sich zu be¬
köstigen. Als Beispiel sei gesagt, daß man für 1000 deutsche
Mark in Moskau 80 OM bis 90 OM Rubel bezahlt. Dieser
Kurs entspricht genau den Preisen der Lebensmittel in Ruß¬
land im Vergleich zu Deutschland. So kostet Schwarzbrot
vermischt mit Stroh und Sonnenblumenkörnern 350 Rubel
per russisches Pfund (400 Gramm ), unser Graubrot 8M
Rubel, Butter 3000 Rubel. Schweinefleisch 23M Rubel, Rind¬
fleisch 1200 bis 1500 Rubel usw. Heute ist jedermann, selbst
der anfangs den Bolschewisten so ergebene Arbeiter, Feind
dieser Regierung, denn er ist gezwungen, täglich etwas von
seinen früher mühsam ersparten Sachen zu verkaufen, nur
um nicht zu verhungern. Wir brauchen nur den Kurs zu
berücksichtigen, um den Verdienst des russischen Arbeiters be¬
urteilen zu können. 3000 Rubel entspricht einem monatlichen
Verdienst von 30 infolgedessen ist jedermann auf Dieb¬
stahl angewiesen, und die Sowjetregierung drückt wieder ein
Auge zu, wenn jemand, was schließlich jeder tun muß, für

seinen eigenen Lebensbedarf ein Stück Brot oder Kartoffeln
„entnimmt ", — sie ist eben machtlos dagegen:

Von einer produktiven Arbeit kann unter diese» Um¬
ständen weder bei den Sowjetbehörden noch in den Fabriken
die Rede sein. Jeder ist gezwungen, seine Arbeit zu ver¬
nachlässigen, da er darauf angewiesen ist, nebenbei etwas zu
verdienen, wenn er nicht verhungern will.

Der achtstündige Arbeitstag besteht offiziell noch immer,
deswegen ist die sogenannte Nachtarbeit eingeführt. Am
Sonnabend und Sonntag werden die Arbeiter zu Hunderten
auf die Straße gejagt und von bewaffneten Soldaten zur
Zwangsarbeit , Straßenreinigen , Eisenbahnkehren, Wegschaffen
von abgerissenen Häusern usw. geführt, ohne jede Vergütung.
Man nennt diese Zwangsarbeit euphemistisch„kommunistische
Subborniki" (Sabbatarbeit ). Man kann sich vorstellen, wie
entzückt die Arbeiterschaftvon dem Los ist, das ihr die Bol¬
schewisten beschert haben.

Die viel gerühmte Freiheit besteht darin , daß man in
Versammlungen, in denen z. B. 50M Eisenbahnarbeiler an¬
wesend sind, darunter höchstens 300 Kommunisten, nur Kom¬
munisten sprechen läßt. Resolutionen unterliegen keiner Ab¬
stimmung, sondern werden sofort, nachdem der letzte Kommu¬
nist seine Rede beendet hat, als allgemein angenommen ver¬
lesen, unter dem Druck der überall anwesenden bewaffneten
Tschreswytschaika(Außerordentliche Kommission).

Die Energie Trotzkis hat immerhin erreicht, daß viele
Eisenbahnwagen repariert sind, und die Züge pünktlich ein-
lresfen und abgehen. Dies hat dazu geführt, daß man an
manchen Stellen sich der Hoffnung hingibt, die Krisis sei über¬
wunden. Aber es ist zu berücksichtigen, daß der Eisenbahn¬
verkehr aus einen minimalen Bruchteil reduziert ist, was zur
Aufrechterhaltung des Personen - und Güterverkehrs notwen¬
dig wäre . Es ist ferner zu bedenken, daß die Eisenbahn nur
ein geringer Teil von dem weitverzweigten Wirtschaftskom¬
plex Rußlands ist, und was an einzelnen Stellen mit großer
Strenge und Ausdauer durchgesetzt wird, kann nicht als Be¬
weis für die lleberwindung anderer Schwierigkeiten dienen.
Bor allem rrber- ist- heute die-Stknmung aller derjenigen, die
nicht zu den Sowjetregierenden, den Kommunisten oder der
Soldateska gehören, also die Stimmung von 90 Prozent der
Einwohnerschaft, den Bolschewisten feindlich gesinnt, während
zu Beginn der Bolschewistenherrschaftein großer Teil der
Arbeiterschaft zu ihr stand Es ist daher heute eine Gesun¬
dung der Verhältnisse unter dem System der Sowjetregierung
nicht mehr zu erhoffen, und solange die Sowjets nicht von
ihren Ideen abkommen, wird in Rußland weder Ordnung,
noch produktive Arbeit, noch Wohlstand möglich sein.

Der Budapester Riesenprozeß.
Wien, 21. Juni 1920.

^66 . Von unserem Sonderberichterstatter wird uns
geschrieben:

Bekanntlich sollte der Prozeß gegen die früheren unga¬
rischen Volksbeauftragten der Räterepublik Ungarn am 2l.
dieses Monats beginnen. Wie die „Wiener Ungarische Zei¬
tung " jetzt meldet, ist die Verhandlung abermals verschoben
worden, da die Budapester Oberstaatsanwaltschaft die Anklage¬
schrift immer noch nicht fertiggestellt hat. Diese Verzögerung
wird aber nicht von langer Dauer sein, in einigen Tagen
soll die Anklageschrift vervollständigt werden, so daß dann
zur Hauptverhandlung geschritten werden kann.

Das oben erwähnte Blatt veröffentlicht in seiner letzten
Nummer den ersten Teil der Anklageschrift, welche sich mit
der politischen Lage Ungarns im März 1919 befaßt und ein¬
gehend die Verhandlungen der Karolyi Regierung mit der
ungarischen sozialdemokratischenPartei schildert. Aus der
Anklageschrift selbst entnehmen wir folgendes:

Aus den Daten des gegen die Volkskommissare einge¬
leiteten Verfahrens geht deutlich hervor, daß die Mitglieder
des revolutionären Regierungsrates durch das Anstckreißen
der Gewalt darauf bedacht waren, das Bolksvertretungssystem
des ungarischen Staates , die Trennung der gesetzgebenden und
vollstreckenden Gewalt, die Unabhängigkeit der richterlichen
Macht, sowie die auf ministerieller Verantwortlichkeit ruhende
Verfassung Ungarns mit Gewalt umzuändern . Sie haben sich
hierdurch im Sinne des Paragraphen 127 V, Gesetzartikel von
1878, strafbar gemacht.

Die Bolksbeauftragten waren ferner die Führer derjenigen
bewaffneten Gruppen , zu denen auch die auf Verordnung
des revolutionären Regierungsrates aufgestellte „Rote Armee"
zu zählen ist, die in der Nacht vom 21. auf 22. März 1919
in Budapest die Bahnhöfe, die Post- und Telegraphenämter,
Staatsgebäude , Kasernen, Waffen und Munitionslager und
Banken besetzten und 4' /r Monate lang in ihren Händen
hielten. Sie haben die Leiter der Behörden von ihren Posten
entfernt. Sie haben die Polizeireviere gestürmt, besetzt und
ausgeplündert , die der gesetzlichen Ordnung treu gebliebenen
Beamten auf der Straße angegriffen und mißhandelt, die
Offiziere entwaffnet und ihnen die Rangabzeichen öffentlich
heruntergeriffen, alle Freunde der öffentlichen Ordnung , sowie
die in ihren Augen verdächtigen Staatsbürger als Geiseln
eingekerkert und mißhandelt. Unter dem Vorwände der Be¬
schlagnahme des Privateigentums wurden die Bürger durch

die fortwährenden Haussuchungen und Enteignungen aus¬
geplündert ; patriotisch gesinnten Orten wurden in ihrem
Auftrag ungeheure Kontributionen auferlegt. Sie haben da
durch das Verbrechen des öffentlichen Aufruhrs begangen
und gegen die §8 133, 154 und 155 des GesetzartikelsV
1878 verstoßen.

Zur Aufrechterhaltung und Sicherung der widerrechtlich
mit Gewalt errungenen Macht hat der revolutionäre Regie¬
rungsrat alle Gewaltmittel des Terrors zur Anwendung ge¬
bracht. In ihrer Eigenschaft als Mitglieder des revolutio¬
nären Regierungsrates haben die Volkskommissare obige Ver
ordnungen erlassen; sie haben aus den zweifelhaftesten Ele¬
menten zusammengesetzte sogenannte revolutionäre Gerichts¬
höfe und Blntgerichte eingesetzt. Aus ihren Befehl hin haben
vorbestrafte und fanatische, durch ihre Grausamkeit berüchtigte
Terroristen jeden Versuch zur Herstellung der gesetzlichen Ord¬
nung im Keime erstickt. Laut ihrer ersten Verordnung sollte
jeder, der den Sturz der Roten Herrschaft herbeiführen wollte,
mit dem Tode bestraft werden. Sie haben alle diejenigen,
welche die Verordnungen des revolutionären Regierunqsrates
oder die der Volkskommissare übertreten haben, dem Gerichts¬
hof überwiesen.

Aus den Gerichtsakten kann heute schon festgestellt wer¬
den, daß der VolkskommissarTibor Szamuelly seitens des
revolutionären Regierungsrates mit der Aufgabe betraut
wurde, mit Hilfe der sogenannten Terrortruppen in den
Monaten Mai und Juni 1919 in verschiedenen Teilen des
Landes, hauptsächlich in den Komitaten Jasz , Nagykun, Szol-
nok, Pest und in Transdanubien die gegenrevolulionäre Be¬
wegung zu unterdrücken. Auf seinen Befehl haben die revo¬
lutionären Gerichtshöfe oder die Blutgerichte vollständig un¬
schuldige Menschen zum Tode verurteilt. Ferner hat der
revolutionäre Regierungsrat die ungarischen Gesetze für un¬
gültig erklärt und die revolutionären Gerichtshöfe dazu er
mächtigt, nach eigenem Gutdünken über Leben und Eigentum
dieser Verhafteten zu urteilen ; der Volkskommissar Tibor
Szamuelly war sogar befugt, die Rechte, welche den revo¬
lutionären Gerichtshöfen und den Blutgerichten zustanden, in
eigener Person auszuüben.

Die Königliche Staatsanwaltschaft sieht in diesen Hand¬
lungen das Verbrechen des vielfachen Mordes und erhebt ge¬
gen die Volkskommissare die Anklage der Mitschuld. Durch
ihre Teilnahme an dem Erlaß der Verordnungen über die
Einziehung allen Privateigentums , die zu unzähligen Dieb
stählen und Erpressungen geführt haben, haben die Volks¬
kommissare des revolutionären Regierungsrates gegen die
88 350, 353, 336, Abschnitte 5 und ' 10 des Strafgesetzbuches
verstoßen und find daher zur Verantwortlichkeit zu ziehen.
Die Volkskommissare des revolutionären Regierungsrates
haben schließlich noch die Nachahmung der 200. . 25 , 2- und
1-Kronenscheine der österreichisch-ungarischen Bank gut ge¬
heißen und zugelassen, daß die obengenannter Scheine im
Werte von 3*/« Millionen gefälscht würden. Sie haben da¬
durch das Verbrechen der Notenfälschung begangen und sich
im Sinne des 8 203 des Strafgesetzbuchesstrafbar gemacht.

Deutscher Reichstag.
Sitzungsbericht vom 30. Juni (Schluß).

Abg. Trimborn  fortfahrend : Was an sozialen Refor¬
men bereits eingelaufen sei, müsse weiter ausgebaut werden.
Eine Beseitigung der Zwangswirtschaft sei nicht möglich. Er
appelliere an die Landwirte, ihren Lieferungsverpflichtungen
zu entsprechen. Der Redner schloß seine Ausführungen mit
dem Ausdruck unbedingter Zustimmung zu dem Regierungs¬
programm und vollsten Vertrauens zur neuen Regierung.

Abg. Dr . Stresemann (DVP ) gibt zunächst eine
Ueberstcht über die Ereignisse bei der Kabinettsbildung, be¬
dauert , daß man sich, statt dem Erfolge der Rechten bei den
Wahlen zu entsprechen, an der Ratlosigkeit der Sieger ge¬
weidet habe, als die Sozialdemokratie nicht mittat . Er be¬
merkte dem Abg. Dr . Hergt gegenüber, daß eine Kabinetts¬
bildung mit der Rechten allein eine Unmöglichkeit sei. Ein
Uebereinkommen mit den Deutschnationalen sei von seiner
Partei nirgends abgeschloffen worden. Er kam sodann auf
die Sozialisierung  zu sprechen und meinte, noch wich¬
tiger  als diese sei die Hebung der Produktion . Der Ab¬
bau der Zwangswirtschaft sei noch lange nicht
das freie Spiel der Kräfte wie früher,  denn uns
sei durch das Fehlen des internationalen Güteraustausches
die Kraft genommen. Die ganze Frage des Wiederaufbaus
sei überhaupt international und nicht bloß eine deutsche Ange¬
legenheit. Wenn Deutschland zusammenbreche, werde auch
die übrige Welt mit in den Strudel hineingezogen werden.
Der Reichswirtschaftsrat, der heute wieder zusammengetreten
sei, habe diesen Wiederaufbau vorzuber eiten. Die Unter¬
schrift in Spaa werde schwerwiegender sein , als
die von Versailles.  Deshalb müsse genau erwogen
werden, was unterschrieben werden solle. Die sozialen Er
schütterungen seien auch für die Sieger nicht minder schwer
als für uns . Zwinge uns Spaa zum Bolschewismus, so
breche das Unheil auch über den Sieger herein. Er verlange
Unterstützung der Ausländsdeutschen, die ihr Vermögen im
Ausland verloren hätten und jetzt dorthin zurückkehren wollten,
desgleichen der Staatenlosen und der noch in Feindeshand
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befindliche»: Kriegsgefangenen. In den besetzten Gebieten im
Westen sowie in Ost- und Westpreußen solle gegen die
Schikanierung der deutschen Einwohner Protest erhoben wer¬
den. Er schloß mit dem Ausdruck des Vertrauens.

Abg. Schiffer (Dem.) erklärt, er wolle sich nicht zu
sehr in Parteipotitik einlaffen. Das Volk habe diese Aus¬
lastungen satt. Seine Partei habe im Wahlkampf die schwerste
Einbuße erlitten. Sie habe das verstanden und sich zur
Zurückziehung aus der Regierung entschlossen. Wenn sie sich
schließlich doch zum Eintritt in die Regierung schlüssig ge¬
macht habe, so habe sie sich von vaterländischer Pflicht leiten
lasten. Das sei auch beim Zentrum der Fall gewesen. Der
Sozialdemokratie müsse er aber Vorwürfe machen, wenngleich
er andererseits anerkenne, daß sie wenigstens Gewehr bei
Fuß dastche. Daß gegen die Deutsch - Nationalen  so¬
wohl im Innern Deutschlands ivie auch im Ausland ein ge
wisses Mißtrauen herrsche, sei wohl erklärlich. Das sei auch
der Grund , weshalb ein Zusammenarbeiten mit ihnen
nicht möglich gewesen sei. Der Redner ging dann zur Be¬
sprechung des Regierungsprogramms über und gab dabei der
Hoffnung Ausdruck, daß das Kabinett von Dauer sein werde.
Unsere auswärtige Politik dürfe uicht unter der inneren leiden.
Die Auswahl der richtigen Persönlichkeiten sei die Hauptsache
für die auswärtige Politik Er freue sich, in Herrn von
Simons eine solche Persönlichkeit gefunden zu haben. Große
Töne würden wir in Spaa nicht an schlagen, aber auch nicht
kriechen. Gingen die Forderungen über das Maß des Mög¬
lichen hinaus , müßten wir eben nein sagen. Die Hebung
der Industrie und des Handels sei die zweite Forderung.
Dazu komme die Aufhebung der Zwangswirtschaft, die all¬
mählich erfolgen müsse. Die Kriegsgesellschaften müßten ver
schwinden. Er schloß mit dem Ausdruck des Vertrauens zur
Regierung

Abg. Dr . Heim (B .Bbd.) verlangt eine Bilanz der
unverfälschten Wahrheit und der Tatsachen für
diejenigen , die nach Spaa gehen . Uns lege man
nur Lasten aus, die uns wirtschaftlich ruinierten . Zur He¬
bung unserer wirtschaftlichen Lage geschehe nichts, denn schon
heute hätten wir nicht genügend Kohlen, um unsere Industrie
aufrecht zu erhalten. Deshalb dürfe uns Oberschlesien nicht
abgenommen werden. Frankreich vergesse, daß es uns nicht
unter Druck halten könne, ohne sich selbst zu drücken. Er
glaube, daß eine Interessengemeinschaft zwischen Deutschland
und Frankreich allein den Widerspruch lösen könne. Der
Redner stellt ferner fest, daß die Landwirtschaftan den teuren
Obstpreisen nicht schuld sei, sondern der Zwischenhandel. Er
warne vor Erhöhung der Getreidepreise. Wir sollten Ge
treibe nicht im Westen, sondern im Osten kaufen, wo die
Valuta zu unseren Gunsten laute. Er bitte ferner, das
steuerfreie Einkommenminimum zu erhöhen und warne vor
der zu großen Zentralisierung , die den ganzen Betrieb un¬
nütz verteuere. Zuin Schluß bittet der Redner die Parteien,
sich zu gemeinsamer Arbeit zusammenzuftnden.

Präsident Löbe  teilt sodann mit, daß ein Antrag der
Unabhängigen Aderholden  und Gen offen vorliege, wo¬
nach die Regierung nicht das Vertrauen des
Reichstags besitzt.

. Nächste Sitzung Donnerstag nachmittag l Uhr : Reichs-
notctat, Fortsetzung derDebatte über das Regierungsprogramm.

Donnerstag -Sitzung.
Berlin, l . Juli . Die Sitzung beginnt um l Uhr.

Der zur Beratung stehende Notetat wird einstweilen nicht ab-
gestattet, weil der Haushaltsausschuß die Beratung noch nicht
abgeschloffen hat. — Me Punkte 2 bis 5 der Tagesordnung
über Beseitigung von Härten bei der Erhebung der Einkom¬
mensteuer durch Abzug vom Arbeitslohn usw. werden einer
Kommission von 28 Mitgliedern überwiesen.

DaS Gesetz über ein deutsch-französisches Abkommen über
Elsaß Lothringen wird in allen drei Lesungen angenommen.

Es folgt die Fortsetzung der Debatte über das Regis-
rungsprogramm

Müller  Franken (Soz .) polemisiert gegen einzelne
Ausführungen des Abg. Heim und des Abg. Schiffer. Daß
seine Partei nach I ' /- jähriger Regierungstätigkeil bei den
Wahlen Verluste erleiden würde, sei von vornherein klar
gewesen. Das würde auch den Unabhängigen so ergehen. (Protest
bet der U.S .P ) Die Sozialdemokratie sei immer noch die stärkste
Partei und sie habe in keinem Lande der Welt einen solchen Rück¬
halt im Volke wie bei uns . Die Prophezeihungen des Herrn
Abg. Hergt von einer Weiterentwicklung nach rechts glaube
er nicht. Die Tätigkeit der Reichswehr  haben auch wir
kritisiert, wo es nötig war. So muß auch der Mord an
Paasche  gesühnt werden. Wenn der Wahlkampf im wesent¬
lichen im Zeichen des Kampfes gegen links geführt wurde,
so hätten hieran die Unabhängigen  mit ihren Putsch¬
gelüsten  die Schuld. (Stürmische Proteste der Unabhängigen.
Großer Lärm.) Der Zwang der Verhältnisse habe Noske ge¬
zwungen, die Reichswehr zu schasten. Redner habe volles
Verständnis für das schwere Opfer, das der Reichskanzler
Fehrenbach  dem vaterländischen Interesse gebracht habe.
WaS Spaa angehe, so sei die EntwaffnungSfräge die Haupt¬
sache. Eine solche Entwaffnung habe eine so schwache Re¬
gierung, wie sie bei dem Fortbestand der alten Koalition
vorhanden gewesen wäre, nicht durchführen können. Ein Zu¬
sammengehen mit der Deutschen Volkspartei sei angesichts des
Wahlkampfes und der dabet aufgetretenen Forderungen dieser
Partei in der Auslandspolitik unmöglich. (Schluß folgt.)

2SS Milliarde » Schulde».
Berlin , t . Juli . Im Haushaltsausschuß des Reichstags

hat bei Beratung des Notetats Finanzminister Dr . Wirth die
Gesamtschuld des Reichs auf 265 Milliarden
Mark  angegeben.

Voraussichtlich werden über den Not-Etat Reichsfinanz¬
minister Dr . Wirth und Reichsernährungsminister Hermes
über die Finanz - Wirtschaftslage des Reiches sprechen.

Der Wiederaufbau Frankreichs.
Berlin , 30. Juni . Wie aus München gemeldet wird,

hat nach authentischen Berechnungen Deutschland für
Frankreich bereits für  8 —10 Milliarden Auf¬
bauarbeit geleistet.  Dafür haben die Franzosen den
Hungerlohn von 20 Cts . pro Tag den Gefangenen für die
Beteiligung an den Wiederaufbauarbeiten wohl versprochen,
aber bisher noch nicht gezahlt. Hoffentlich machen die deut¬
schen Verlierer in Spaa auf diese Milliardenleistung mit aller
Deutlichkeit aufmerksam.

Der polnische Mord an 17 Deutschen.
Berlin . 30. Juni . Wie wir aus Graudenz erfahren,

entspricht die seinerzeit gegebene Nachricht von der Erschießung
von l7 Deutschen durch die Polen trotz des Dementis des
polnischen Oberkommandos den Tatsachen. Am 2. Mai ist
in Graudenz eine Proklamation als Plakat angeschlagen wor¬
den, die sich gegen die weitere Anwesenheit der polnischen
Beamten in der Stadl wandte. Daraufhin wurden 16 Mil
glieder der U.S .P .D. und ein Mehrheitssozialist, meistens
Gewerkschaftler verhaftet und nach Thorn überführt, wo sie
am 25. Mai erschossen wurden. Das ist nicht nur in ganz
Graudenz bekannt, sondern ist auch von polnischen Blättern
offen zugegeben worden. Die Polen geben als Grund ihrer
Maßnahme an, daß die Verhafteten jene Proklamation ver
anlaßt hätten. Die Meldung ist so ungeheuerlich,  daß
man sie, wenn sie nicht so bestimmt gegeben würde, kaum
glauben könnte.

Da die Bewohner des abgetretenen Gebiets das Recht
haben, für Deutschland zu optieren, die Staatsangehörigkeit
der Ermordeten also deutsch  gewesen sein könnte, sollte
man erwarten, daß die deutsche Regierung Schritte tut . um
Sühne der Gewalttat zu erwirken.

Neue Waffenfunde im Industriegebiet.
Berlin , l . Juli . Dis Tägl . Rundschau gibt eine Düsseldorfer

Pressemeldung wieder, wonach neue Waffenfunde im rheinisch¬
westfälischen Industriegebiet gemacht worden sind.

Schwere Unruhen iu Lübeck.
Lübeck, 30. Juni . Hier brachen heute schwere Unruhen

aus , nachdem die Obst und Gemüsehändler gezwungen wor¬
den waren, ihre Ware zu billigem Preise abzugeben. Plün¬
dernde Mengen durchzogen die Straßen . Sie halten es na¬
mentlich auf Schuhwarengeschäfte abgesehen. Es wurden
viele Waren geraubt . Die Sicherheitspolizei schoß, »vorauf
die Menge das Feuer erwiderte. Bis jetzt steht fest, daß
zwei Sicherheirsbeamte erheblich verwundet worden sind.
Auch aus der Menge sollen verschiedene getroffen worden
sein. Die Unruhen dauern an.

Die Auslieferung unserer Kriegsflotte.
Berlin , l . Juli . Dem B. L. A. wird aus Wilhelms¬

haven mitgeteilt, daß der Kreuzer Königsberg lt. Friedens¬
vertrag anfangs Juli an Frankreich abzuliefern ist.

Streikende.
Düsseldorf, 1. Juli Der Streik der städtischen Arbeiter

der über 14 Tage dauerte, ist beendet.
Kein Staatspräsident in Sachsen.

Dresden, 1. Juli . Der Verfassungsausschußder sächsischen
Volkskammer lehnte einstimmig einen Staatspräsidenten für
Sachsen ab und erklärte sich für einen Ministerpräsidenten,
der gleichzeitig Reffortminister sein soll.

Koburg in Bayern aufgegangen.
Koburg, 1. Juli . Der Freistaat Koburg ist mit seiner

Landesversammlung gestern nachmittag in Gegenwart des
bayerischen Ministerpräsidenten v. Kahr feierlich aufgelöst und
in Bayern aufgegangen.

Die Revolte in Ancona.
Rvm , 2. Juli . (Stefani .) Wie die Blätter berichten,

betragen die Opfer der Vorgänge in Ancona  nach amt¬
lichen Feststellungen 24 Tote,  darunter 9 Polizeileute, und
71 Verwundete. Der eheinalige Kciegsminister Albritti
traf gestern in Ancona ein, um eine Untersuchung einzuleiten.

Krassin.
London, 30. Juni . Daily Telegraph meldet, Krassin

habe wider aller Erwarten am Dienstag eine neue Unter¬
redung mit Lloyd George gehabt. Es sei die Möglichkeit
der Wiederaufnahme der wirtschaftlichen Beziehungen ins
Auge gefaßt und diskutiert worden. Krassin habe aber die
von der englischen Regierung verlangten Garantien noch nicht
geben können.

London. 30. Juni . Die Times berichten, Krassin hätte
nach Beendigung der Besprechung mit Lloyd George einen
sehr verärgerten Eindruck gemacht. Es sei kein Fortschritt
erzielt worden, da Krassin keine Garantien geben konnte.
Offensichtlichwolle die Moskauer Regierung nur ein Ab¬
kommen unterzeichnenlassen, daß die Anerkennung der Sowjet¬
regierung in sich schließe.

Paris , 1. Juli . Wie der Londoner Korrespondent des
„Temps " mitteilt, wünscht die Sowjetregierung Krassin nur
als wirtschaftlichen Unterhändler  in London zu
belasten, jedoch eine Reihe weiterer Persönlichkeiten aus
Moskau zu entsenden, um zu politischen Verhandlungen mit
der Konferenz zu gelangen.

Die albanische Frage.
Rom, 30. Juni . Die Kammer setzte die Beratung über

die Budgetzwölftel fort. Der Sozialist Modiglian forderte
die Regierung auf, sich an ihr Versprechen zu halten, und
wünschte namentliche Abstimmung über die Tagesordnung
Maffi , die den unverzüglichen Rückzug der Truppen aus
Albanien  verlangt . Giolitti erklärte, er halte es für un¬
nütz, die Erklärungen bezüglich Albaniens zu wiederholen.
Die Politik der Regierung sei klar. Italien sende keine
Truppen nach Albanien und bestehe auf der vollen Unab¬
hängigkeit dieses Landes. Die Regierung könne aber die
Tagesordnung Maffi nicht annehmen, denn es sei unmöglich,
den Truppen der Alliierten telegraphischden Rückzugsbefehl
zu geben, bevor die Verhandlungen zu Ende geführt seien.
Die Tagesordnung Maffi wurde verworfen und die sechs
provisorischen Budgetzwölftel bis 31. Dezember 1920 wurden
mit 316 gegen 91 Stimmen angenommen.

Der Boykott gegen Ungarn.
Wien, I . Juli . Die Besprechungen über die Boykott¬

frage wurden gestern unter dem Vorsitz des Staatskanzlers ,
Dr . Renner abgeschlossen. Der ungarische Gesandte, Graf !
Gratz, erteilte Aufklärungen über diejenigen Punkte, über die
er seit der letzten Sitzung Juformationen bei der ungarischen
Regierung eingeholt hatte. In - er anschließenden Diskussion
gab Sekretär Fimmer der Hoffnung Ausdruck, daß die Grund
sätze, zu welcher sich die ungarische Regierung nach den Dar¬
legungen des ungarischen Gesandten bekennen, auf der gan¬
zen Linie ihre praktische Verwirklichung finden werde. Er
werde über den Verlauf der Verhandlungen dem Büro des
Internationalen Gewerkschaftsbunds berichten.

, Schwere Niederlage der Bolschewisten.
» Kopenhagen, 1. Juli . Nach dem letzten polnische»
j Heeresberichthaben die Bolschewisten an der Nordfront nach

zweitägigem Kampf bei Czernica eine schwere Niederlage er¬
litten. Bei Mozyz (?) und Kalenkowice (?) verloren die
Bolschewisten 2000 Soldaten , 15 Maschinengewehre und
wichtiges Kriegsmaterial.

Württembergische Politik.
Dr. Schall.

Der neue Wirtschaftsminister Dr . Schall ist 1882 in
Reutlingen geboren als Sohn des Vorstands der Gustav
Werner Stiftung . Er studierte Rechtswissenschaft und war
längere Zeit im württ Justiz - und Verwaltungsdienst tätig.
Im Jahre 1916 wurde er als Oberamimann von Laupheim
zürn Leiter der württ . Lnndesgetreide u. Flsischversvrgungs
stelle berufen. 1918 erhielt er eine Regierungsralstelle
bei der Ministerialabteiluug für den Straßen u Wasserbau.
19!9 kam er als Berichterstatter ins Arbeitsministerium mit
dem Titel und Rang eines Ministerialrats . Zur Bearbei
tung wirtschaftlicher Fragen wurde er dann in die Waffen-
stillstandskomlnissionnach Spaa und später als Referent für
wirtschaftliche Fragen zur deutschen Friedensabardnung nach
Versailles entsandt. Auf 1. Juli o. Js trat er ans dem
Staatsdienst ans und übernahm einen Posten im Vorstand
der Daimler Motorenwerke. Dr . Schall gilt als besonders
tüchtige Kraft. Er gehört politisch zur deutschen demokrati¬
schen Partei . Damit tritt in dieser Regierungsbildung die
merkwürdige Verschiebung ein, daß die D. d. P ., obwohl sie
nur über l4,7 Proz . der Gesaintwählerstimmen aufbrachte,
über drei Ministerposten verfügt, darunter auch die Stelle des
Staatspräsidenten , während die stärkste Regierungspartei , das
Zentrum , mit seinen 24,5 Proz . Wählerstimmen nur zwei
Sitze im Kabinett inne hat. Dr . Schall soll indessen lediglich
als Fachminister  berufen morden sein.

Die Lage.
r Heidenheim, I . Jnli . Unter der Arbeiterschaft lüer läßt

sich eine gefühlsmäßige Beruhigung feststellen. Die Polizei
wehr ist nook am Platze, übl fedoch in ihrem Auftreten die
größtmöglichsteZurückhaltung. Man rechnet damit, daß ein
weiteres Einschreiten der Truppen überflüssig wird und diese
bald abziehen können.

Aus Stadt und Bezirk.
Nagold, den 2. Jnli >920

* Konzert. Am nächsten Sonntag nachm. 4'/« Uhr wird
August Halm  im Festsaal des Seminars mit Willy Lang
und Otto Gilbert  aus Tübingen einige seiner Kammermu
stkwerke spielen (2 Serenaden für Streichln » und eine Suile
für Violine und Cello mit Klavierbegleitung) Willy Lang
ist uns von seinem letzten hiss. Konzert ber in guter Erinne¬
rung ; in Otto Gilbert erwarten wir einen ebenbürtigen Ge
nassen. Daß Halm bei uns als schaffender und ausübender
Künstler Verehrung genießt, ist eine bekannte Sache. Seit
dem Halm zum letztenmal hier gewesen ist, ist er iu ganz
Deutschland und über die deutsche Grenze hinaus bekannt
geworden. Möge die Zahl derer immer inehr zunehmen, die
erkennen, daß Halm zu den wenigen gehört, die berufen sind,
den neuen Aufbau zu leisten.

( Die Obstverwertungs - Genoffenschaft des Bezirks
Nagold hielt am Feiertag Peter u. Paul ihre erste General¬
versammlung in Ebhausen in der „Traube ". Nachdem der
Vorstand die E :schieneneu begrüßt, wurde die Jahresrech
nung vom Jahr I9i8 vorgelragen. Dieselbe ergab einen
bedeutenden Ueberschuß. Tic Verteilung des Jahresgewinns
wurde nach dem Vorschlag des Ausschusses angenommen u.
dem Reservefonds 5000 -̂ , dein Betriebsfonds 3 000 -̂ k, dem
Obstbauverein 5 000 zugewiesen; jedes Mitglied erhält auf
seinen Anteil von 50 80 was die beträchtliche Summe
von 8800 erfordert. An Steuern und Abgaben wurden
6975,65 entrichtet, dem Leiter des Vorstands, Jul . Raaf,
1500 und dem Vorstand, Schulth. Dengler 800 und
der Rest auf die neue Rechnung überwiesen. Der Verein
kann mit diesem Ergebnis sehr wohl zufrieden sein und wird
auch diesen Herbst sich bemühen, die Ueberschüsse an Obst zu
annehmbaren Preisen zu übernehmen und au coulante Ab¬
nehmer zu vermitteln. An die Stelle des verdienten -j- Aus¬
schußmitgliedsStephan Schaible Nagold (welcher durch Erhe¬
ben von den Sitzen geehrt wurde) wurde Herr Stadtpfleger
Lenz, und für den weggezogeneu Gnlspächter Könekamp
Unterschwandorf, Herr Schulth. Rath Egenhausen gewählt.
Am 4. Novbr. 1918 ivurde in Berneck, dem dortigen Stadt-
schulth. Weik, das von H. Walz übergebene Obstgeld von
etwas über 309 aus einem doppelt verschlossenen Kasten
im Rathaus gestohlen. Er hatte es nicht gleich unter die
Bürger verteilt, da sie für geliefertes Obst noch 1500 ^ zu
fordem hatten. Er stellte nun die Bitte an die Obstoerwer¬
tungsgenoffenschaftum Ersatz des Geraubten ; nach längerer
Debatte genehmigte die Generalversammlung die Bitte und
beschloß dem H. Stadtschulth. den Schaden zu ersetzen. In
Anbetracht des guten Ergebnisses des 1. Geschäftsjahres kön¬
nen wir den Beitritt zum Obstbauverein und zur Obstver-
wertungs -Genossenschast nur warm empfehlen und möchten
jeden Öbstgutbesitzer in seinem eigenen Interesse freundlich
ersuchen, unserem Verein so rasch als möglich beizutreten.

* Die Maul und Klauenseuche ist nun doch auch in
unfern Bezirk eingebrochen. Ein Transport von 8 Ferkeln
aus Köln a. Rh., der am 25. Juni in Rohrdorf eintraf, er¬
wies sich bei der tierärztl. Untersuchung anscheinend gesund,
aber während der vorgeschriebenen lOtägigen polizeilichen
Beobachtung erkrankten die Tiere. 4 verendeten sofort und
die andern wurden vom Besitzer getötet. Ob die Seuche auf
dieses Gehöft beschränkt werden kann, ist sehr zweifelhaft,
nachdem schon ein Verkehr mil einem Nachbargehöst stattge¬
funden hat.

* Mtlchpreis . Die Landesversorgungsstelle hat am
Montag mit Vertretern der Landwirke aus allen Bezirken
des Landes wegen des Milchpreises verhandelt. Ueberein-
stimmung bestand, daß der von der Regierung festgesetzte
Preis über das Mindestmaß dessen, was zur Deckung der
Gestehungskosten notwendig ist, nicht hinausgeht . Diese
Tatsache war der Regierung ans einwandfreien Berechnun¬
gen schon bei der Festsetzung der Preise bekannt, und sie hat
bei dieser Festsetzung in Vollzug des einstimmig gefaßten



Beschlusses des Landtags vom 8. Mai d§. Js . gehandelt,
der sie aufsordert, für landwirtschaftlicheErzeugnisse Preise
festzusetzen, die den gesteigerten Erzeugungskosten voll Rech¬
nung tragen und einen den gesunkenen Geldwert ausreichend
berücksichtigenden angemessenen Verdienst gewährleisten. Die
Erregung , die durch den neuen Milchpreis in Verbraucher¬
kreisen ausgelöst worden ist, hat in vielen Bezirken und Ge¬
meinden des Landes dazu geführt, im Wege der Verein¬
barung zwischen Erzeugern und Verbrauchern die Milch¬
preise herabzusetzen. Dieser Weg liegt in der Richtung des
neuerdings bis weit in Verbraucherkreise hinein vertretenen
Wunsches, einen Abbau der Zwangswirtschaft durch derartige
Vereinbarungen anzubahnen. Ob in der Milchpreisfrage
auf diesem Weg befriedigende Ergebnisse sich erzielen lassen,
läßt sich heute noch nicht übersehen. Die Regierung konnte
deshalb zu der Frage einer amtlichen Herabsetzungder Milch-
preise noch nicht entgültig Stellung nehmen. Die Verhand¬
lungen darüber dauern fort. Es werden nocb die Vertreter
der Verbraucher gehört werden. Auch sind die Oberanns-
oorstände des Landes für einen der nächsten Tage zusammen
berufen. Wegen der Verhältnisse in den Bezirken draußen
mußte die auf Anfang der Woche in Aussicht genommen
gewesene Einberufung der Oberamtsvorstände aus das Ende
der Woche verschoben werden. Ueber den Fortgang der Ver¬
handlungen wird die Oeffemlichkeit auf dem Laufenden er¬
halten werden.

* Besserung der Fett - und Eierversorguug. Aus einer
Besprechung verschiedener Kommissionen des Landes auf der
Landesoersörgungsstelle erfuhr man, daß man trotz des Milch
mangels mit einer Besserung in der Versorgung mit Fett
rechnen darf. Es sollen größere Mengen Auslandsschmalz
eingeführt werden. Das Pfund komme etwa auf 15 -̂ Die
Eierbeüefernng werde sich demnächst auch verbessern infolge
größerer Einfuhren aus Galizien. Es must dann auch dafür
gesorgt werden, daß die Eier frisch ankommen.

* Ebhausen. Bei der im Juni stattgefundenen Prüfung
vor der Handwerkskammer in Stuttgart hat Georg Zieste,
Schneider, die Meisterprüfung bestanden.

Rotfelden Am Sonntag, den 4. Juli findet die Ein
weihung des Denkmals, das zu Ehren der Gefallenen und
Vermißten hier errichtet wurde, verbunden mit Kriegeremp¬
fangsfeier statt. Der Einweihung voraus geht ein Gottes¬
dienst mit gleichzeitiger Trauerseier für die beiden im Jahre
1916 vermißten Krieger unserer Gemeinde Fritz Braun und
Gottlob Stockinger. _
Die 36. HauptversammlungdesWürtt . Schwarzwaldvereins.

r Schramberg , 28 Juni . Am Sonntag hatte der Württ.
Schwarzwaldverein seinen Hauptausschuß und die Delegierten
der Bezirksoereinezur 36 Hauptversammlung hierher geladen,
nach der schönen Uhrenstadt, in der schon öfters, zuletzt im Jahre

Amtliche Bekanntmachungen.
Oberamt Nagold . 33

Ausbruch der Maul - und Klauenseuche.
Die Maul - und Klauenseuche ist ausgebrochen

im Gehöfte des Hausmetzgers und Unterkäufers Johannes
Grötzinger in Rohrdorf.

Auf Grund des Viehseuchengesetzesund der tztz 182
bis 192 der Min.-Berfügung hiezu vom 11. Juli 1912
(RBl. S . 317 ff.) ergehen folgende Anordnungen:

Sperrbezirk: Rohrdorf.
6. Veobachtungsgebiet : Ebhausen und Walddorf.
6. In den Amkreis von 1v km um den Seuchen¬

ort werden einbezogen sämtliche Gemeinden des Oberamts¬
bezirks mit Ausnahme von Beuren, Enztal, Ettmannsweiler,
Fünfbronn und Simmersseld

und folgende Gemeinden der Nachbaroberämtec:
1. im Oberamt Calw:  Homberg , Martinsmoos,

Neubulach, Oberhaugstett und Zwerenberg:
2. im Oberamt Freudenstodt : Grömbach, Psalz-

grasenweiler und Wörnersberg:
3. im Oberamt Herrenberg:  Mötzingen, Ober- und

Unterjettingen:
4. im Oberamt Horb:  Baisingen, Göttelfingen, Günd-

ringen, Hochdors und Bollmaringen.
I. Besondere Maßregeln für den Sperrbezirk.

1. I « dem verseuchte« Gehöft ist über die Ställe
oder sonstigen Standorte, wo Klauenoieh steht, die Eperre
verhängt, die abgesperrlen Tiere dürfen nur mit oberamt¬
licher Erlaubnis aus dem Stall (Standort) entfernt werden.
Wettere Vorschriften sind erlassen über die Verwendung der
Pferde außerhalb des Gehöfts, die Verwahrung des Ge¬
flügels, die Keruhaltung sremde« Klanenvirhs vo«
dem Gehöft, das Weggeben von Milch, die Abfuhr von
Dünger und Jauche, die Ausfuhr von Futter, Streu und
Wolle, das jedesmalige Herausbringen von Fahrzeugen und
Gerätschaften, namentlich Mtlchtransportgesäßen, die Ent¬
fernung von Kadavernu. a. Der Besitzer, sein Vertreter,
die mit der Beaufsichtigung. Wartung und Pflege der Tiere
betrauten Personen und Tierärzte müssen sich beim Be»
taffen eines gesperrten Stalls kernigen und desinfizieren.
Anderen Persoue» ist da- Betreten der gesperrten
Mülle Verbote«. Zur Wartung des Klauenoiehs in
dem Gehöft dürfen Personen nicht verwendet werden, di«
mit fremdem Klauenoieh in Berührung kommen.

2. Sämtliches Klanenvieh (Rindvieh, Schafe,Ziegeri,
Schweine) «icht verseuchter Gehöfte unterliegt der Ab-
sonderung im Stalle- und darf nur mit oberamtlicher Er¬
laubnis zur sofortigen Schlachtung entfernt werden.

3. Sämtliche Hunde find festzulegen.
4.  Schlächter «, Viehkaftrierer «, sowie Händlern

und anderen Personen, die gewerbsmäßig in Ställen ve»
»ehren, ferner Hausierhändlern ist das Betreten aller Ställe
und sonstiger Standorte von Klauenvieh im Sperrbezirke
und der Eintritt in die Seuchengehöste verboten.

""d Jauche von Klauenoieh, ferner
Gerätschaften und Gegenstände aller Art, die mtt solche«

1902, der Verein tagte. Der Bezirksoerein Schramberg mit
seinem Vorsitzenden Kommerzienrat E. Janghans in Ver¬
bindung mit der Stadtverwaltung und der Bewohnerschaft
hatten alles aufgeboten, den Gästen einen angenehmen Auf¬
enthalt zu bieten und da auch der Himmel der Tagung seine
Gunst schenkte, darf diese wohl zu den schönsten des Schwarz¬
waldvereins gezählt werden. Zur Vorfeier fand am Sams¬
tag im Hotel Amni eine Abendunterhaltuug statt mit Musik
Gesang, Theater und Tanzaufführungen in verschiedene»
Schwarzwaldtrachten. Der Hauptvereinsvorstand , Professor
Dr . Endriß sprach herzliche Dankesworte. Die Hauptversamm¬
lung am Sonntag wurde durch einen Frühspaziergang nach
dem Sonnenberg eingeleitet, wo die Stadtmusik und die ver¬
einigten Gesangvereine musikalische Vorträge boten. Im
evangelischenBereinshaus eröffnete Professor Dc. Endriß die
eigentliche Tagung mit einem herzlichen Wald Heil ! worauf
namens der Stadt Stadtschulrheiß Ritter die Gäste begrüßte.
32 Bezirksvereine hatten Vertreter entsandt. Zum Gedenken
der Gefallenen erhob sicb die Versammlung von den Sitzen.
Die Mitgliederzaht des Vereins ist im ständigen Wa bsen,
die Zahl 9000 ist bereits erreicht. Das Eintreten des Schwarz¬
waldoereins für die Erhaltung des Wildseemoores war von
Ersolg begleitet. Die Kaffe weist einen guten Stand auf,
trotz des Äbniangeis von 10 209 -/M Der Voranschlag für
1920 verzeichnet einen Fehlbetrag 2l 650 infolge der hohen
Herstellungskostender Vereiuszeitschrift. Der Abmangel wird
aber durch den Erlös aus Verlagsartikeln gedeckt. Für >921
läßt sich eine Beitragserhöhung (Jahresbeitrag 4 Teue-
ruiigszuschlag 3 nicht vermeiden. Pom Teuerungszufchlag
erhalten aber die Bezirksvereine 50 Die Hauptversamm¬
lung für 1921 hat die Schneeschuh-Abteilung des Vereins
übernommen. Sie wird auf dein Kniebis stattfinden. Die
bisherigen Mitglieder des Ausschusses und Vorstandes wurden
wieder gewählt. Für die gefallenen Vereinsmitglieder soll
eine Ehrentafel errichtet werden. Nach weiteren Vereinsan¬
gelegenheiten wurden noch Begrüßungtztelegramme der bad.
Schwarzwaldnc reine verlesen. Im Hotel Post fand ein ge-
meinschaülichesEssen stau.

Letzte Nachrichten.
Dlätterstimmen zu Wirths Rede.

Berlin , 2. Juli . Die Morgenblälter erkennen die Offen¬
heit an, mit der Reichsfinanzminister Wtrth die Lage der
deutschen Reichsfinanzen behandelt hat.

Jeder Deutsche sagt die „Vossische Zeitung ", sollte sich
die Mühe nehmen, sie sorgfältig zu lesen. Das deutsche
Voik macht sich von dem, was uns in Spaa  beovrsteht,
anscheinend noch immer keine rechte Vorstellung. Eine neue
Form der Gemeinwirtschaft sei heute gar nicht mehr eine
Frage der sozialen oder wiitschaflspolitischenjUeberzeugung,

Vieh in Berührung gekommen sind, dürfen aus dem Sperr¬
bezirke nur mit polizeilicher Erlaubnis ausgesührt werden.

6. Die Einfuhr von Klauenvieh in den Sperr¬
bezirk, sowie das Durchtreiben von solchem Bieh und da»
Durchfahren mtt Wiederkä aergespannen durch den Bezirk
ist verboten. Ausnahmen für die Einfuhr kann das Ober¬
amt zulassen.

7. Die Ber - «nd Entladung von Klanenvieh
auf de« Bahnstationen im Sperrbezirk ist verboten.

8. Die Veräußerung und der Erwerb von Nutz- und
Zuchtvieh jeder Art, sowohl für Händler wie für Biehhalter,
ist verboten. Unter dieses Verbot fällt auch das Verleihen
und ins Futterstellen von Bieh bei anderen Biehhaltem
und Händlern.

Den gewerbsmäßigen Nutzviehhäudlern ist die Aus¬
übung ihres Gewerbes untersagt.
II. Besondere Maßregeln für das Beobacktungsgebiet,

soweit es in den Öberamtsbezirk fällt.
1. Klanenvieh darf aus dem BeobachtnngS-

gebiet nicht entfernt werden. Das Oberami kann die
Ausfuhr in der Regel nur zu sofortiger Schlachtung zulassen.

2. Das Durchtreide» von Klanenvieh und das
Durchfahren mtt Wiederkäuergespannen ist verboten.

III. Gemeinsame Maßregeln für Sperrbezirk,
Beobachtvugsgebietund 10 Km-Umkreis,

soweit sie in den Öberamtsbezirk fallen.
Verboten sind:
1. Die Abhaltung von Markte « und marktähn¬

lichen Veranstaltungen mit Klanenvieh , sowie der Aus-
trieb von Klauenoieh auf Iah» und Wochenmärkte.

2. Der Handel mit Klanenvieh , der ohne vor¬
gängige Bestellung entweder außerhalb de« Gemeindebezirks
der gewerblichen Niederlassung des Händlers oder ohne
Begründung einer solchen stattfindet. Als Handel gilt auch
das Aufsuchen von Bestellungen durch Händler ohne Mit¬
führen vo« Tiere « «nd da- Aufkäufen von Tieren
durch Händler.

3. Die Beranstallung von Bersteigernngen von
Klanenvieh.

soudeltt einfach eine Fortsetzung der steuerpolitischenNot¬
wendigkeit.

Auch die „Deutsche Tageszeitung" unterstreicht die aus
der Rede des Reichsfinanzministers zu gewinnende Einsicht,
daß man endlich in dem deutschen Volk sowohl wie auch in der
der übrigen Welt lernen müsse, in den ganzen Letstungsfra-
gen statt an Geld an Produktion zu denken.

Boykottierung des Kölner Marktes
Berlin , 2. Juli . Wie dem BLA berichtet wird, soll

der Kölner Markt zukünftig boykottiert werden. Man for¬
dert die Bauernschaft auf, ihre Erzeugnisse nach anderen
oberrheinischenOrten zu bringen und sich gegen die öffent¬
liche Gewalt aufzulehnen , falls die Staatsanwaltschaft auf
den öffentlichen Märkten einschreiten sollte.

Eine feine Schmugglerbande.
Berlin , 2, Juli . Dem B. L. A. zufolge ist es in Duisburg

den Behörden gelungen, eine Schmugglerbaude zu ermit¬
teln, deren Mitglieder, wie verlautet, den augeseheusten
Handelskreiseu angehören. Zuletzt hatten sie für etwa
1'/- Millionen Mark hochprozentigen Spiritus » das Liter zu
18 ^ hereingeschmuggeltund für 9l verkauft. Die Be¬
hörden haben unzweifelhaft festgestellt, daß auch belgische
Offiziere dabei ihre Hände im Spiel haben.

Die Räumuugsnote.
Paris , 2. Juli . (Haoas .) Die Note der Entente auf

das deutsche Gesuch um Verlängerung der Frist zur Räu¬
mung des Ruhrbeckens  durch die Reichswehrtruppen
wird im ablehnenden Sinne  gehalten sein.

Ueberreichungzweier deutscher Denkschriftenan die
Friedenskonferenz.

Berlin , 1. Juli . Die deutsche Friedensdelegation in
Paris hat heute der Friedenskonferenz zwei amtliche Denk¬
schriften überreicht. Die erste behandelt die Zahlungsfähig¬
keit Deutschlands für die Wiedergutmachungen. Die zweite
legt im einzelnen dar, wie weit Deutschland schon heute seine
Steuerquellen angespannt hat. In einer Begleitnote wird
darauf hingewiesen, daß Deutschland heute wesentlich wem
ger wirtschaftliche Hilfsquellen zur Verfügung stehen als vor
dem Kriege. Die Durchführung der vorgeschlagenen Maß
nahmen soll Gegenstand mündlicher Besprechungen in Spaa
sein. Gleichzeitig wurde ein von 22 hervorragenden im Wirt¬
schaftsleben stehenden Männern unterzeichnetes Gutacht««
über dis wirtschaftliche Gssamtlage in Deutschland, seine Lei-
stungssähigkeit und die Möglichkeit der Kräftigung übergeben.

Mutmaßliches Wetter am Samstag «nd Sonntag.
Warm , vorwiegend trocken.

dt« « ldklillettml, v«r»»t«»r8tch O<« tcha «vt
Druck mid» « la, »er » .W.Katler-sch» « üchdruckinl ickarl Hailerl

oder, unter der Voraussetzung, daß durch geeignete
Borrichtungen eine gleichmäßüe Erwärmung der ge¬
samten Milchmenge oder Milchrückstände gewährleistet
ist, aus 70° für die Dauer einer halben Stunde.
Die Desinfektion der Milchgesäße kann mtt strömendem

Wasserdamps oder durch Auskochen in Wasser oder3pro¬
zentiger Soda- oder Seifenlösung oder auf eine der folgen¬
den Arien geschehen: durch Einlegen der Gefäße in kochend
heißes Wasser oder kochend heiße Sodalösung oder dünne
Kalkmilch für die Dauer von mindestens2 Minuten der¬
art. daß alle Teile der Gesäße von der Flüssigkeit bedeckt
sind; oder durch gründliches Abbürsten der Außen- nnd
Innenfläche der Gesäße nebst Griffen, Deckeln und anderen
Berschlußvorrichtungen mtt kochend heißem Wasser oder
kochend heißer Sodalösung oder dünner Kalkmilch.

Jeder wettere AnSbrnch »der Verdacht der
Genche ist der Ortspol-zeibehörde sofort nach dem Auf¬
treten der ersten Krankheitserscheinungenanznzeige«.
Verletzungen der Anzeigepflicht oder der vorstehend ange-
ordnelen Schutzmaßregeln unterliegen den Strafbestimmungen
des Z 328 StGB , und der 88 74—77 des Viehseuchen-
gesetzes und ziehen den Verlust de» Entschädigungsanspruchs
für Rindvieh nach sich.

Nagold , den 1. Juli 1920.
Die Ortspolizeibehörde»

werden ersucht, die für ihre Semetnbedezirke zutreffenden
Maßregeln ln ortsüblicher Weise bekannt machen und die
Einhaltung streng überwachen zu lassen. An den Haupt¬
eingängen des Sperrbezirks und des Beobachlungsgebiets
find Tafeln mtt der durch § 185 Abs. 2 bezw. 8 lSS
Abs 2 »orgeschriebenen Auffchrtst leicht sichtbar anzubttngen.

Nagold » den 1. Juli 1920. Oberamt : Münz.

Die Abhaltung der Krämer - und Biehmärkte am 6.»
8. «nd 2V. Juli ds. Js . in Oberjettingen, Unterjesingen
und Entringen, sowie des ViehmarkleS am IS. Juli d. 3s.
i« Herrenberg ist vom Oberamt Herrenberg aus seuchenpoli¬
zeilichen Gründen verboten worden. 36

Nagold, 1. Juli . 1920. Oberamt : Münz.

Der am 6. Juli ds. 3s . fällige Schweinemarkt in
Berneck wird hiermit ans senckenpolizeilichen Gründen
verboten. 3S

Naovld. den I . Juli 1920. Oberanu : Münz

Die Maul und Klauenseuche ist in Mühle « und
Eutingen OA. Horb ausgebrochen. 34

Nagold, den 1. Juli 1920. Oberamt : Münz.

Betreff. Gefrierfleisch
Das von den Gemeinden des Bezirks bestellte Gefrier¬

fleisch ist eingetroffen und wird von den Metzgermeisternan
die fleischversorgungsberechtigleBevölkerung zum Preis von

9.30 das Pfund abgegeben. 37
Nagold, den 1 Juli 1920 Oberamt : Münz.

Die Regteruug des Schwarzwaldkreise » hat am 30
Juni 1920 die Wiederwahl des Schultheißen Johann Ge¬
org Kübler  in Ettmannsweiler zum OrlSvorsteher der
Gemeinde Ettmannsweiler bestätigt 38

Nagold, den 1. Juli 1920 Oberamt Münz.



Verfügung des Arbeitsministeriums betr. die Abteilung
für Notstandsardeiten und die Ueberteuerungszuschüfse

zu solchen.
Dom 30. Juni 1920.

I.
Die Abteilung für Notstandsarbeiten wird mit Wirkung

vo« l . Juni 1920 ab aufgelöst. Die Prüfung der Abrech¬
nungen für die Unternehmen,die mit Ueberteuerungzuschüssen
bedacht sind, und die Anweisungen zur Ausbezahlung dieser
Zuschüsse erfolgen von diesem Zeitpunkt ab durch das Arbeits¬
ministerium selbst. An dieses sind alle Anträge und Gesuche
zu richten.

, U.
Die Verfügung des Arbeitsministeriums (Staatskommis¬

sars für Demobilmachung) vom 25. Februar 1919 betr. Ueber-
teuerungszuschüsse (Staatsanzeiger Nr. 48) und alle dieselbe
erweiternden oder ergänzenden Verfügungen des Arbeits¬
ministeriums treten vom 1. Juli 1920 ab außer Wirkung.

Die in denselben aufgestellten Grundsätze für die Ge¬
währung von lleberteuerungszuschüfsenfinden jedoch auch nach
dem 1. Juli 1920 bei den Abrechnungen und Zahlungsan¬
weisungen Anwendung.

Hl
Für alle Unternehmen, denen Ueberteue rungszu schüfse

bis 30. Juni 1920 gewährt bezw. zugesagt, dieäber bis zu
diesem Tag noch nicht fertiggcstellt sind, ist sofort festzustellen,
welches der Stand des Unternehmens am 30. Juni 1920 war,
und welche Kosten bis dahin tatsächlich erwachsen sind. Das
Arbeitsministerium behält sich vor. diese Feststellung durch
seine Kontrollbeamten an Ort und Stelle nachprüfen zu lassen.

IV. - -
Bis 10. Juli 1920 ist von ullen öffentlichen Körper¬

schaften, die zuschußberechtigle Unternehmen ausMhren, dem
Arbeitsministerinm bei Vermeidung fe rnerer Nichtberücksich¬
tigung kurz anzuzeigen, welche Unternehmen am 30. Ju ni
1920 noch nicht abgeschlossen.chnd und bis wann ihUFertig-
stellung in Aussicht zü nehmen ist.

V.
Allen öffentlichen Körperschaften, die Anzeige gemäß

Z. IV oben erstatten, wird entsprechend einer vom Reichs¬
finanzministerium - Notstandsarbeiten erfolgten Anordnung
Weisung des Arbeitsministeriums über Weiterbehandlung
zugehen. Grundsätzlichhat das Reichsfinanzministerium aus¬
gesprochen, daß für die nach dem 30. Juni 1920 auszusühr-
enden Arbeiten eines Unternehmens für welches Ueberleuer-
ungszuschüffe bis 30. Juni >920 bewilligt wurden , die
Förderung auf dem Wege der produktiven Erwerbslosensür-
sorge einzutreten habe.

VI.
Die Oberämler werden um alsbaldige geeignete Bekannt¬

gabe dieser Verfügung ersucht.
Für den Arbeitsminister:

32 Keck.

Gtadtpstege Nagold. 42

Hunde- Abgabe betr.
Die hies. Hnndebefitzer werden hiemit aufgefordert, die

rückwirkend vom 1. April 1920 an um 16 Mk . bezwse. für
einen 2. Hund um 32MK . erhöhte Hundesteuer für dasJahr
1820/21 innerhalb 14 Tagen (an den Kassenlagen Mittwochs
und Samstags ) unter Vorlage ihres Hundesteuerzettels an
die Stadtpflege zu entrichten. Lenz.

Emmingen.

SAsMide-VerMkhtllllg.
Die Gemeinde- Schafweide die

noch mit 200 Stück befahren werden
darf, wird am
Mittwoch den 7. ds . Mts
nachmittags 6 Uhr auf dem Rathaus
hier verpachtet, wozu Liebhaber, aus
wärtige mit Vermögenszeugnissen, eingeladen werden. 43

Gemeiuderat.
Die Bezugsscheine für

RoDM-Mre«
können am Freilag abgeholt
werden.

Gleichzeitig werden noch wei¬
tere Bezugsscheine auf Her¬
renanzüge zu.« 227.—.185.—
125 —, Burschenanzüge zu

93. —. Kinderanzüge zu
^ 44. —. Männerbeklei¬
dungsstoff zu 44. —, per
Meter und Unterhosen zu

7.80 abgegeben. 31
Nagold. 1 Juli 1920.

Stadt . Nahrungsmittelamt.
Berkaufe  Samstag-

Nachmittag, den 3.Juli eine
hochträchtige, schöne 19

auch zum Fah¬
ren geeignet.

Mönch , im SM
Effringen.

VorsckickklsmÄLixe
postsekeek-

Lriekküllen
mit Aufdruck liefert die Buch¬
druckerei von

o.«.rslM.lislioiii.

Bei der jetzigen Brerenernte
und dem Mangel an Zucker
empfehle ick zur Bereitung
eines guten Haustrunkesdie

Beimischung v,n
S

BreiSgauer
Kunstmostausatz

mit Süßstoff.
Das BerhSIlnis im allge¬

meinen ist: V4 Säst mit »/§
aus Breisg. Kunstmostansatz
bereitetem Getränk, richtet
sich jedoch nach demGeschmack
des Konsumenten.
Rtederlagen durch Plakat« er-

kenntllch.
Eduard Palm Freiburgi.B

Breisgairer

Nagold.
Wegen Bornahme der jährlichen Hauptreinigung sind

unsere Geschäftsräume am 22

SmMgd.3.ML .geschlossen
Sbermr-slege.'. MrMtssMkG.

Das
Ueberberg.

2981

Simmel»m Ben«
jeder Art ist in den hiesigen Gemeinde- und Privat-
Waldungen für Auswärtige

bei Strafe verboten.
Den 28. Juni 1920.

Gemeinderat.

Die am 22. Februar 1909 erfolgte Entmündigung des
Bauern Gottlob Gackenheimer von Gültlinge « ist durch
Gerichtsbeschluß vom 26 v. M wieder aufgehoben. 30

Nagold , den 26. Juni 1920.
Gerichtsschreiber des Amtsgerichts Nagold : Hang.

Stadtgemeinde Nagold.

Wegsperre.
Der obere Teil des Steinbruchsträtzchenszwischen

Abteilung Stadtacker und Hinteres Wäsle ist wegen Ber-
beflerungsarbeiten bis auf Weiteres gesperrt.. 40
_ _ _ Stadt . Forstverwaltung.

Das
Altensteig -Dorf.

Snimelli« Vme»
jeder Art ist in de« hiesigen Gemeinde- und
Privatwaldungen für Auswärtige

bei Strafe verboten;
ebenso das Betreten der Kulturen. s

Den 1. Juli 1920. ?
Gemeinderat.

-II.W
Am Sonntag , 4. Juli , mittags 2 Uhr

Versammlung
im Gasthaus z. „Bären " mit ^
Vortrag.

Der Ausschuß.

Bom Samstag den 3 . ds.
Mts . an steht wieder ein grotzer

Transport rheinisch¬
belgischer 25

Fohlen,
sowie ein Transport

Arbeitspferde
in unseren Stallungen, wozu wir Lieb-

7

Haber höflichst einladen.

krenbiiM S k«..
kkerdLksudlung,

kexiligenM Korb 18.
Gaugenwald.

z Wegen Entbehrlichkeitverkaufe am Samstag , 3. 3uli
mittags 1 Uhr 7

1 Pferd
unter 2 die Wahl»

18Mr.MWstM
(gedeckt) schwerer Normänner oder

1 Sjiihr. Braunwallach
(Rassepferd) unter seder gewünschten Garantie.

Georg Rupps.
Oberjettingen. 9

Setze mein 13 Wochen altes

VW
Mll

vorrätig bei 29
G . Eberhardt

Wildberg.

(Stute Trakehner)
dem Verkauf aus.
Johannes Wacker.

Verkaufe eiueu sehr gal
erhaltenen 44
PritschenNgen
mit Vo« . Jedem und
Patevtachsen. zirka 2S
bis 30 3ir. Tragkraft.
Mob MIM.

Haiterbach.

Rotfelden.

Trauer -Feier.
Am Sonntag , den 4. 3uli , nachmittags 2 Uhr

findet für unsere im Jahr 1916 vermißten Söhne

itz Bram
Gottlob Ltülkiiiger

eine Tranerfeier statt.

A Ioh . Braun, Stemhauer
S 47 Gottl. Stockinger, Schultheiß.

Landwirte Biehbesttzer
Achtung!

8 r Ii u t r
MM» M»l- ». IlllliiMeiietie

bietet das

Vordkugung8-u.Ds8inik!Liion8mittk!Marl.
Das Mittel hat sich bei den angestellten Versuchen

glänzend bewährt und ist von hohem volkswirtschaftlichem
Wert. 28

General-Dertrieb
für

Württemberg, Baden und Hohenzollern

Telegrammadresse: W . Laib A Go.
Laibvertrieb. Bertriebsgesellschaftm. b. H.

Telefon 1123. Stuttgart Sofienstr. 3s.

i - c.
Samstag , 3.
7. 20 nachm.

Eisberg;
abds. 8V- UhrMoaaisoer-
sammlung

im Klublokal „Schwane".
Allseit. Erscheinen dringend

notwendig.
39 Der Ausschuß.

Nagold.
Schönen, dunklen 46

Anzug
für 17—18jährigen Mann,
hat im Auftrag zu verkaufen

Wilh . Häustler.
Schneidermeister.

Edhausen.
8 St . junge

Dachs-

Hunde
vorzüglicher Abstammung,

hat abzugeben.
Jagdp . Keßler.

Kurse am 1. 3uli 1820
mitgeteilt durch die

Gewerbebank Nagold e.G.mb.H.in Nagold
Inländische Staalspapirre

5°/« Deutsche Reichsanl
1.—9. Kriegsanl.

Vbenlsver
imiMil

IiSksvllSvi ' llüer
Srstlick bestens empkoblen.
Lei -Vbnakme von 25 Ltück

LreisermäkiAÜng.
dstecierlnZe bei

Nurlsodaui .̂Löwen ll'el .SI
unci ^ ckolk vlorlock
bimonnckeMsebäkt. 24

4°/ndgl. v. 1918 unk.1925
zr/- /, dergl. . . . .
3°/, > - - - -
5°/» I.Dffch.Schatzanwsg.
4»/, Bad. Anleihe . .
SV,°/o . - v. 1900

kdb. ab 1905 . .
4°/, Württemberg..

1921 u. 193 ,̂>,ense /
N/, °/o dergl. n n - - -
E , " «879/80

1888/9- . . . .
3»/,°/, dergl. v. 1881/85

bit . n —0 . . .
3V,°/o dergl. ooo I960

(1903 ff ) . . , .
3»/, dergl. von 1896

Pfandbrief«.
4°/, Franks.tzypoth.Baok

79.60
72.K0
63 60
63. -

100.30
85.50

87.50

" ^ .25

77.50

74.25

74.-
74.50

101.90

9875
100.25
109.5V
102 25

g'/,°/„ dergl. 90.-
4°/, FranksHypoth.-

Kredstver. . . .
4°/g MeiningerHypothd.
4°/o Rhein. HypothBK.
4»/o Württ.Hypoth.Bank
3>/> dergl. kdb. v

u. L- dl . . .
dergl. tilgb. ab

1912, 1915 . , .
4»/o Wiirtt. Kreditoerein

Obligatioue».
4°/g StadtFranksurta.M
4«/g Stuttg.Sradt v. 1919

Attlr « .
Darmstädter Bank .
Deutsche Bank . . .
Mskontogrsellschast. .
Dresdner Bank . -
Bad.Aniltv-n.Sodasadrik 427.

95.75

91.-
105,50

10Z-
99-

154,-
270,25
204-
172.50

Daimler Motoren 201,56
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